
[SK] Verletzung des Verbots für politische Werbung
IRIS 2013-7:1/26

Juraj Polak
Hörfunk und Fernsehen der Slowakei (RTVS)

Am 21. Mai 2013 wurde das Urteil des Obersten Gerichts (in der Folge „Gericht“
genannt) vom 25. April 2013 veröffentlicht, das die Entscheidung des Rundfunk-
und Weiterverbreitungsrats der Slowakischen Republik (nachfolgend „Rat“)
bestätigte. Der Rat hatte den größten kommerziellen Rundfunksender zu einer
Geldstrafe von EUR 100.000 verurteilt, weil dieser außerhalb der gesetzlich
erlaubten Wahlkampfperiode (21 Tage vor dem Wahltermin) eine politische
Werbekampagne ausgestrahlt hatte.

Drei Monate vor der Wahl hatte der Sender relativ massiv Sponsoring-Botschaften
des Bürgerverbandes „Bürger in Aktion“ (rund 20 Botschaften täglich)
ausgestrahlt. Diese Botschaften präsentierten in graphischer, mündlicher und
schriftlicher Form die drei Spitzenkandidaten und deren Grundideen sowie die
Losungen der neu gegründeten Partei „99 % Bürgerstimme“. Die Spots enthielten
visuelle Verweise auf die Website www.99percent.sk, den offiziellen Webauftritt
der Partei. Der Slogan der Partei, „Auch ich bin die 99 %“ wurde sowohl
gesprochen als auch schriftlich eingeblendet.

Wegen der bevorstehenden Wahlen kam es im vorliegenden Fall auf eine rasche
Entscheidung an. Der Rundfunksender schöpfte jedoch alle verfahrensrechtlichen
Hilfsmittel aus (Anträge auf Fristverlängerung für die Abgabe seiner
Stellungnahme, Forderungen nach „Klärung“ der Vorwürfe).

Dennoch wurde die Rechtssache auf die Tageordnung der unmittelbar
nachfolgenden Ratssitzung zwei Wochen später gesetzt und der Veranstalter zur
persönlichen Stellungnahme aufgefordert. Am Tag der Anhörung beantragte der
Sender die Verschiebung des Termins, um „ausreichend Zeit zur sorgfältigen
Kenntnisnahme der Rechtssache zu erhalten“.

Der Rat setzte eine Sondersitzung an, die in der darauffolgenden Woche
stattfand; gewöhnlich tagt der Rat alle zwei Wochen. Bei der Anhörung
behauptete der Rundfunksender, bei den ausgestrahlten Spots habe es sich um
reine Sponsoring-Botschaften eines Bürgerverbands gehandelt, die lediglich die
Ideen und Ziele dieses Verbandes beworben hätten, so dass die Ausstrahlung in
voller Übereinstimmung mit den Sponsoring-Bestimmungen erfolgt sei.

Der Sender ging jedoch nicht auf die Kandidatennamen und Losungen der
politischen Partei ein, die gleichzeitig mit diesen Sponsoringbotschaften
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ausgestrahlt worden waren. Der Rat stellte fest, dass allein die Bezeichnung der
Spots als Sponsoring-Botschaften und die Tatsache, dass der Bürgerverband für
die Ausstrahlung dieser Spots gezahlt habe, nicht ausreiche, um das Anliegen
dieser Spots umzudeuten. Botschaften, die eindeutig für Kandidaten und
Losungen einer politischen Partei werben, seien als politische Werbung zu
bezeichnen. Diese dürfe jedoch in keinem Fall vor Beginn der gesetzlich
festgelegten offiziellen Wahlkampfperiode im Fernsehen ausgestrahlt werden.

Angesichts der häufigen Einblendung dieser Spots sah der Rat in der Ausstrahlung
dieser politischen Werbebotschaften einen schweren Verstoß, der zu einer
ernsthaften Gefährdung des Wahlprozesses führen könne. Dementsprechend
verhängte er mit EUR 100.000 eine ungewöhnlich hohe Geldbuße.

Vor Gericht wiederholte der Rundfunkveranstalter seine Argumente hinsichtlich
des Sponsorings und behauptete, seine Verfahrensrechte seien wegen der
ungenügenden Zeit für die Abgabe seiner Stellungnahme und des Säumnisses des
Rates, ausreichende Klarheit in den Fall zu bringen, verletzt worden. Das Gericht
sah die Faktenlage jedoch als eindeutig und unstrittig an und erachtete eine
Sonderbehandlung des Senders daher als unnötig. Es hielt im Gegenteil das
außergewöhnliche Tempo der vom Rat eingeleiteten Schritte durch die Umstände
der Rechtssache für gerechtfertigt. Auch hinsichtlich der Schwere des Verstoßes
stimmte das Gericht zu und unterstützte daher die Höhe des Bußgeldes in vollem
Umfang.

Najvyšší súd, 25/04/2013

Urteil des Obersten Gerichts vom 25. April 2013
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